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Tagungsbericht

SabineWeidermann, LL.M., Universit�t W�rzburg*

Energieumweltrecht in Zeiten von Europ�isierung
und Energiewende
Tagung an der Juristischen Fakult�t der Universit�t W�rzburg am 18./19. 10. 2013

Das Energieumweltrecht dient dem zentralen ener-
giepolitischen Regelungsziel von Klima- und Um-
weltschutz. Im Lichte des Aktionsplans „Eine Ener-
giepolitik f�r Europa“ von 2007 und der von der deut-
schen Politik vollzogenen Energiewende seit 2011,
thematisierte die Tagung „Energieumweltrecht in
ZeitenvonEurop�isierung undEnergiewende“ an der
Universit�t W�rzburg am 18. und 19. 10. 2013 die
Kernmaterien der „20-20-20“-Initiative der EU. Zur
kritischen Bestandsaufnahme in rechtlicher undwirt-
schaftlicher Hinsicht konnten die veranstaltenden
ProfessorenBrinktrine und Ludwigs in Zusammenar-
beit mit dem Umweltbundesamt (UBA, Deutsche
Emissionshandelsstelle) auf die engagierte Mitwir-
kung und den informellen Austausch sowohl der
referierenden Umwelt- und Energieexperten aus
Wissenschaft und Praxis als auch des �ber 130 Teil-
nehmer z�hlenden Auditoriums blicken. Die Schwer-
punkte der beiden Tage bildeten die Netzintegration
Erneuerbarer Energien, der Emissionshandel und die
Energieeffizienz.

I. Einleitung

Die Er�ffnung der Tagung erfolgte durch den Vizepr�siden-
ten der Universit�t W�rzburg, Prof. Dr. Eckhard Pache. In
seinem Grußwort ging er auf die rasante Entwicklung der
Rechtsmaterie ein und verwies auf die Aktualit�t der im
Rahmen der Veranstaltung zu diskutierenden Probleme des
Energieumweltrechts. Den hohen Stellenwert der Tagung
brachte der Dekan der Juristischen Fakult�t der Universit�t
W�rzburg, Prof. Dr. Oliver Remien, zum Ausdruck. Dabei
betonte er insbesondere den zukunftsweisenden Charakter
der Kooperation von Wissenschaft und Praxis innerhalb der
Durchf�hrung der Tagung. In Ankn�pfung an die Wind-
krafttagung vom April 2013 gab Prof. Dr. Ralf Brinktrine
eine thematische Vorschau zum j�ngsten „Geschwister-
kind“, der Energieumweltrechtstagung. Dabei wies er auf
die Schwierigkeit einer Zusammenf�hrung der unterschied-
lichen Teilgebiete des Energierechts hin. Eingebettet in den
politischen Rahmen auf Unionsebene biete die Veranstal-
tung mit ihrem Fokus auf dem Klima- und Umweltschutz
eine Plattform, um institutionen�bergreifend zentrale Fra-
gen zu kl�ren.

II. Energie und Umwelt – Aktuelle
Entwicklungstendenzen im Zeichen
von Europ�isierung und Energiewende

Den juristischen Auftakt vollzog Prof. Dr. Matthias
Schmidt-Preuß (Universit�t Bonn) mit dem Thema „Energie
und Umwelt – Aktuelle Entwicklungstendenzen im Zeichen

von Europ�isierung und Energiewende“. Auf nationaler
Ebene hob der Referent die Vorreiterstellung Deutschlands
bei der CO2-Senkung hervor, wies auf die j�ngst erneut ge-
stiegene EEG-Umlage hin und lenkte den Blick auf die Ko-
alitionsverhandlungen zur Energiewende. Auf europ�ischer
Ebene stehe vor allem die Idee eines Energiebinnenmarktes
mit freiem Wettbewerb durch �ffnung der Netzmonopole
im Zentrum. Die normative Fixierung finde sich prim�r-
rechtlich in Art. 3 Abs. 3 EUV, Art. 26 Abs. 2 AEUV sowie
im Protokoll Nr. 27 und sekund�rrechtlich z.B. in Art. 1 der
Strom-Richtlinie 2009/72/EG.

In der deutschen Rechtsordnung schlage sich die wettbe-
werbsgepr�gte Energiewende im Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) nieder. Die damit einhergehende rechtliche und
faktische Abschottung des deutschen Marktes stehe gegen-
w�rtig auf der „Br�sseler Anklagebank“. Unter Rekurs auf
das EuGH-Urteil in der Rs. PreussenElektra aus dem Jahr
2001 betonte Schmidt-Preuß zum einen, dass das EEG keine
verbotene Beihilfe gem. Art. 107 Abs. 1 AEUV darstelle.
Zum anderen verf�gten die Mitgliedstaaten hinsichtlich der
Warenverkehrsfreiheit solange �ber Handlungsspielraum,
wie der Energie-Binnenmarkt noch nicht vollendet bzw. ab-
schließend harmonisiert sei. F�r die deutsche Energiewende
stehe der Gesetzgeber daher mit dem EEG „auf der sicheren
Seite“. Innerhalb der dennoch bestehenden Friktion aus Ab-
schottung und Markt�ffnung b�ten sich drei Optionen f�r
m�gliche �nderungen. Ein erster Weg best�nde in der Bei-
behaltung des derzeitigen EEG-F�rdersystems, ein zweiter
Ansatz k�nne in einem Quotenmodell liegen und die dritte
Option bilde das Auktionsverfahren.

III. Die �konomische Rationalit�t des
Instrumentenmix im Energieumweltrecht

Die Interdisziplinarit�t des Energieumweltrechts stand im
Mittelpunkt des Referats von Prof.Dr. Felix H�ffler (Univer-
sit�t zu K�ln) �ber „Die �konomische Rationalit�t des
Instrumentenmix im Energieumweltrecht“. Die Grundlage
f�r seine Ausf�hrungen bildete die gegenw�rtige Debatte
um das Nebeneinander des EU-Emissionshandels (ETS)
und der F�rderung Erneuerbarer Energien (EE) im deut-
schen EEG. Zur Erreichung wirtschaftlicher Ziele m�sse
der Zusammenhang zwischen der Vielfalt an Zielen und Re-
striktionen betrachtet werden. Ein Instrumentenmix k�nne
danach entweder durch Zielvielfalt oder durch mehrere
Marktunvollkommenheiten �konomisch gerechtfertigt wer-
den. Zielvielfalt liege in der Koexistenz der Reduzierung
von CO2 bei gleichzeitigem Kernenergieausstieg. Dieses
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Nebeneinander von mehreren Intentionen kollidiere wiede-
rum mit den multiplen Restriktionen des Klimawandels
(CO2) und den Externalit�ten bei der Forschung und Ent-
wicklung hinsichtlich der Erneuerbaren Energien. Die Errei-
chung beider Intentionen erfordere einen Instrumentenmix
in Form einer Preis-/Mengensteuerung und des „Ausrollens“
von (neuen) Technologien. Dabei m�sse immer auch die
Sinnhaftigkeit mehrerer Instrumente, insbesondere bezogen
auf die Kosten, hinterfragt werden. CO2-Einsparungen
k�nnten nicht kosteng�nstig durch den Ausbau von Erneuer-
baren Energien realisiert werden.

Res�mierend gebe es, soH�ffler, aufgrund der un�berschau-
baren Parameter gegenw�rtig zu viele Instrumente, die im-
mer schwieriger zu steuern seien, von denen aber auch nicht
einfach wieder Abstand genommen werden k�nne. Im Er-
gebnis bestehe im Grundsatz dieM�glichkeit der Rechtferti-
gung einer Instrumentenvielfalt. Dies sei in Deutschland auf-
grund der Disparit�t der verwendeten Instrumente und der
daraus resultierenden Ineffizienz jedoch in Frage gestellt.

IV. Netzintegration Erneuerbarer Energien

1. Praktische Erfahrungen mit der
�ffentlichkeitsbeteiligung bei der Netzplanung

Im nachfolgenden Beitrag zum ersten Themenblock „Netz-
integration Erneuerbarer Energien“ gab Dr. Peter Ahmels
(Deutsche Umwelthilfe e.V.) einen Einblick in seine „Prakti-
sche[n] Erfahrungen mit der �ffentlichkeitsbeteiligung bei
der Netzplanung“. Die zentrale Herausforderung bilde der
Transport von Strom aus Erneuerbaren Energien vom Nor-
den in den S�den Deutschlands. Dazu bed�rfe es einer wei-
terreichenden Infrastruktur, die einen beschleunigten Netz-
ausbau erfordere. Das Forum Netzintegration Erneuerbare
Energien der Deutschen Umwelthilfe habe sich diesbez�g-
lich das Ziel einer st�rkeren �ffentlichkeitsbeteiligung ge-
setzt. Den Schwerpunkt legte der Referent dabei auf die ge-
plante Westk�stenleitung in Schleswig-Holstein. Bereits im
Planungsstadium wurden hier Info- und Dialog-Veranstal-
tungen durchgef�hrt. Das Bewusstsein von den mit dem be-
schleunigten Netzausbau einhergehenden Auswirkungen
f�hrte bei den Betroffenen anf�nglich zu enormem Wider-
stand. Um die Akzeptanz der B�rger f�r die beabsichtigte
Leitung zu erlangen, wurden vom Energiewendeministeri-
um Schleswig-Holstein und dem �bertragungsnetzbetreiber
Tennet neben vier Fachdialogen zehn informelle B�rgerdia-
loge am „runden Tisch“ nach der Devise „b�rgernah, wohn-
ortnah und auf Augenh�he“ initiiert. F�r ein positives Er-
gebnis sorgten vor allem die umfangreichen Diskussionen,
der Einsatz ortsnaher Experten und ein hohes Maß an Ver-
fahrenstransparenz. Wenngleich nicht alle „großen Fragen“
abschließend beantwortet werden konnten und obwohl ein-
zelne Gegner die Veranstaltung f�r eine Generalabrechnung
mit der Politik zu nutzten versuchten, brachte Ahmels die auf
den erzielten Akzeptanzgewinn gest�tzte Hoffnung zum
Ausdruck, dass sich der Info- und Dialogprozess zum Stan-
dardmodell entwickeln k�nnte.

2. Netzintegration Erneuerbarer Energien als
Baustein der Energiewende

Den Abschluss des ersten Tages gestaltete Prof. Dr. Martin
Kment (Universit�t Augsburg) mit seinem Beitrag zur
„Netzintegration Erneuerbarer Energien als Baustein der
Energiewende“. Im Zuge der Energiewende seien neue An-

forderungen an die Netzstrukturen hinzugekommen. Diese
resultierten insbesondere aus dem geographischen Ausein-
anderfallen von Lastzentren und Erzeugungsort. Auch tech-
nologische Neuerungen w�rden nicht dar�ber hinweghelfen,
dass vor allemMittel- und Niederspannungsnetze ausgebaut
werden m�ssten. Dazu komme die Unterschiedlichkeit und
Un�bersichtlichkeit des Regelungsrahmens von Energievor-
haben Onshore und Offshore. Auf EU-Ebene stehe insbe-
sondere die neue VO Nr. 347/13 zur transeurop�ischen
Energieinfrastruktur f�r den europaweiten Netzausbau im
Fokus. Einen thematischen Schwerpunkt bilde die Koopera-
tion mit den nationalen Beh�rden. Im nationalen Recht wer-
de das Bedarfsfeststellungsverfahren in §§ 12aff. des Geset-
zes �ber die Elektrizit�ts- und Gasversorgung (EnWG) gere-
gelt. Im Rahmen der Realisierung des Netzausbaus Onshore
spielten auch die Ziele und Grunds�tze der Raumordnung
(ROG), das Netzausbaubeschleunigungsgesetz (NABEG)
sowie das Baugesetzbuch (BauGB) eine Rolle. Im Prozess
der Vorhabenzulassung k�nne sodann eine Planfeststellung
gem�ß § 43 EnWG erfolgen. Schließlich ging Kment auf
Energieleitungen in der Ausschließlichen Wirtschaftszone
(Offshore) ein. Dabei werde zwischen der Planungsebene
nach § 17a und 17b EnWG und der Zulassungsebene gem�ß
§ 2 der Seeanlagenverordnung (SeeAnlV) unterschieden.
Res�mierend sei die Materie in hohem Maße verzweigt und
verschachtelt, was einen z�gigen Netzausbau in Frage stelle.

Im Fazit des ersten Veranstaltungstages unterstrich Regie-
rungsdirektorDr. Wolfgang Seidel insbesondere die Endlich-
keit fossiler Ressourcen und betonte die Notwendigkeit von
Effizienz- und Suffizienzmaßnahmen.

V. Emissionshandel

1. Harmonisierungsbedarf im Vollzug des
EU-Emissionshandels als System der
Mehrebenenverwaltung

Nach einer Einf�hrung in die Themen des zweiten Tages
durch Prof. Dr. Markus Ludwigswidmete sich Regierungsdi-
rektor Dr. Wolfgang Seidel (UBA, Deutsche Emissionshan-
delsstelle) dem „Harmonisierungsbedarf imVollzug des EU-
Emissionshandels als System der Mehrebenenverwaltung“.
Der EU-Emissionshandel werde in Form eines Verwaltungs-
verbundes unmittelbar durch die EU und mittelbar durch die
Mitgliedstaaten vollzogen. Die Komplexit�t dieser Verwal-
tungszusammenarbeit ergebe sich haupts�chlich durch ver-
fahrensm�ßige und administrative Aspekte. In der dritten
Handelsperiode von 2013–2020 seien drei Gestaltungsfor-
men des ETS zu nennen. Erstens die politisch veranlasste
Feststellung der Gesamtemissionsmenge (cap), zweitens die
Allokation der Emissionszertifikate und drittens die Umset-
zung der Emissions�berwachung und -berichterstattung. In-
nerhalb des Zuteilungsverfahrens bestehe aufEU-Ebene eine
Normenhierarchie von der Emissionshandelsrichtlinie 2003/
87/EG (ETS-Richtlinie) �ber den KOM-Beschluss 2011/
278/EU betreffend die kostenlose Zuteilung bis hin zu Guid-
ance-Documents (soft law). Auf nationaler Ebene seien das
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG) und die Zu-
teilungsverordnung (ZuV2020) einschl�gig.

An dieser Stelle machte Seidel auf den hohen Weiterent-
wicklungsbedarf bei der Zusammenarbeit im Verwaltungs-
verbund, insbesondere innerhalb des Rechtsschutzes, auf-
merksam. Neben potentielle Beteiligungsdefizite im gegen-
w�rtigen Verwaltungsverfahren tr�ten außerdem ein hoher



Kommunikationsaufwand und die Weisungsgebundenheit
der nationalen Beh�rden. In diesem Kontext diskutierte der
Referent den Weg hin zu einer zentralen Aufsichtsbeh�rde.
Am Ende k�nne die partielle Vergemeinschaftung mit Ver-
waltungskooperation einen gangbarenMittelweg darstellen.

2. Aktuelle Entwicklungen im Emissionshandel

Einen neuen Akzent setzte Oberregierungsrat Dr. Uwe Neu-
ser (Bundesministerium f�r Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit) in seinem Vortrag „Aktuelle Entwicklungen
im Emissionshandel“. Ausgangspunkt der „Lernkurve“ des
EU-Emissionshandels seien die Verabschiedung der ETS-
Richtlinie und die bis dahin fehlende Ziel-Mengensteuerung
durch das �berkommene Ordnungsrechtssystem. Aufgrund
der separaten Emissionshandelssysteme in den Mitglied-
staaten bis 2009 kam es zwischen diesen in der ersten Han-
delsperiode (2005–2007) zu einem klassischen Gefangenen-
dilemma mit struktureller �berallokation und fehlendem
„level-playing-field“.

Die zweite Handelsperiode (2008–2012) war von dem
Wunsch nach Harmonisierung und einer „cap-Kontrolle“
gepr�gt, so dass es zur Novellierung der ETS-Richtlinie
durch die �nderungsrichtlinie 2009/29/EG kam. Obwohl
der vollst�ndig etablierte und vereinheitlichte Emissions-
handel in den Jahren 2008–2012 funktionierte und das cap
eingehalten wurde, blieb seine Wirkung aufgrund der Wirt-
schafts- und Finanzkrise seit 2009 aus. Die Folge war ein
st�ndig anwachsendes �berangebot von Emissionshandels-
zertifikaten am Markt. Um den daraus resultierenden Preis-
verfall zu stoppen, wird in der Korrekturphase seit 2013 (bis
2020) versucht, die bestehenden �bersch�sse abzubauen.
Das Instrument f�r dieses Ziel liege – so der Referent – vor
allem in der Reduzierung der kostenlosen Zuteilungen. Die
von der Kommission vorgeschlagene M�glichkeit des kurz-
fristigen Zur�ckhaltens von Emissionszertifikaten („Back-
loading“) und deren sp�tere Aussch�ttung stelle jedoch nur
einen zeitlichen Gewinn dar und beseitige nicht das �beran-
gebot.

Die Herausforderung f�r die Zukunft bestehe in der Reform
des ETS. Dazu stellte die Kommission in ihrem Carbon
Market Report sechs Optionen vor, zu denen u.a. die Anhe-
bung des Klimaschutzziels und die Ausweitung des Anwen-
dungsbereichs des ETS z�hlen. Die zentrale Herausforde-
rung sah Neuser insoweit in der Aufl�sung des Zielkonflikts
zwischen Stabilit�t und Flexibilit�t.

3. Rechtsfragen der Einbeziehung des Luftverkehrs
in das EU-Emissionshandelssystem

Im Anschluss befasste sich Regierungsr�tin Yvonne Schmidt
(Europ�ische Kommission) mit „Rechtsfragen der Einbezie-
hung des Luftverkehrs in das EU-Emissionshandelssystem“.
Aufgrund der steigenden Treibhausgasemissionen werde
der Luftverkehr seit dem 1. 1. 2012 in das EU-ETS einbezo-
gen. Nach der Richtlinie 2008/101/EG seien alle Fl�ge, die
von und nach EU-Landepl�tzen abgehen bzw. ankommen,
zu ber�cksichtigen. W�hrend die Zuteilungsliste der betrof-
fenen Luftfahrzeugbetreiber von der Kommission verwaltet
wurde, war die �berpr�fung der Einhaltung und die Sank-
tionierung Aufgabe der Mitgliedstaaten. Die diesbez�gliche
Umsetzung der Richtlinie wurde von Drittstaatsunterneh-
men wegen Ungleichbehandlung der Luftfahrzeugbetreiber
ger�gt. Im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens
(Rs. C-366/10, Air Transport Association of America u.a.)

stellte der EuGH jedoch keinen Verstoß der von den Kl�gern
ger�gten Grunds�tze der Territorialit�t, Hoheit der Drittl�n-
der �ber ihren Luftraum und Freiheit des Fluges �ber der ho-
hen See fest.

Um die Fortschritte innerhalb der Versammlung der Interna-
tional Civil Aviation Organization (ICAO) zu erleichtern
und weitere Impulse zu geben, wurde im April 2013 der Be-
schluss Nr. 377/2013/EU („Stop the Clock“) vom Europ�-
ischen Parlament und dem Rat verabschiedet. Hiermit wur-
de hinsichtlich der Sanktionierung von Luftfahrzeugbetrei-
bern aus Drittstaaten vor�bergehend von der Richtlinie ab-
gewichen. Zur Vorbereitung eines globalen marktbasierten
Mechanismus innerhalb der Versammlung von ICAO mach-
te die Kommission am 16. 10. 2013 einen Kompromissvor-
schlag. Den Kernpunkt bildete ein „Luftraum-Ansatz“, wo-
nach von 2013–2020 keine Emissionshandelspflicht f�r
Emissionen außerhalb des regionalen EU/EWR-Luftraums
bestehen soll. Es sei geplant, bis M�rz 2014 dar�ber endg�l-
tig zu entschieden.

4. Die Versteigerung in der dritten Handelsperiode
des EU-Emissionshandelssystems

Dr. Felix Hardach (UBA, Deutsche Emissionshandelsstelle)
informierte in seinem Referat �ber „Die Versteigerung in der
dritten Handelsperiode des EU-Emissionshandelssystems“.
Die Entwicklung des ETSwar in der ersten und zweiten Han-
delsperiode von einer �berwiegend kostenlosen Zuteilung
(bis zu 95%) auf der Grundlage nationaler Allokationspl�ne
(NAPs) gepr�gt. Erst seit der dritten Handelsperiode ist ein
im Grundsatz europaweit geregeltes Versteigerungsystem
vorgesehen. Argumente f�r das Versteigerungsverfahren sah
der Vortragende in einer Verbesserung der Allokationseffizi-
enz des ETS, einer Steigerung der Transparenz und Chan-
cengleichheit sowie in positiven Effekten f�r das Klima-
schutzziel. Die EU-rechtliche Grundlage bilde insbesondere
die ETS-Richtlinie. Zur Umsetzung diene auf nationaler
Ebene das TEHG und die ZuV 2020. In Anbetracht des voll-
st�ndig harmonisierten ETS-Systems sei die verfassungs-
rechtliche Vereinbarkeit nun nicht mehr am Grundgesetz,
sondern amEU-Prim�rrecht zumessen.

Im Weiteren widmete sich Hardach der speziellen Frage, ob
dieMitgliedstaaten Emissionsberechtigungen l�schen k�nn-
ten. Im Rahmen einer Analyse der prim�rrechtlichen
(Art. 192 und 193 AEUV) und sekund�rrechtlichen (Art. 10
Abs. 1 ETS-Richtlinie und Erw�gungsgrund 2 S. 3 VO
Nr. 1031/2010/EU [AuktVO]) Regelungen sowie der an-
schließenden Abw�gung bez�glich einer Einstufung als ver-
st�rkte Schutzmaßnahme bejahte der Referent die theoreti-
sche Zul�ssigkeit einer L�schung. Schließlich ging er auf
die EU-weite Auktionsplattform und die M�glichkeit eines
opt-out f�r die Mitgliedstaaten ein. Diese in Art. 30 Abs. 4
AuktVO geregelte Option habe auch Deutschland in Form
einer eigenen Plattform in Anspruch genommen.

VI. Energieeffizienz

1. Die neue Energieeffizienzrichtlinie 2012/27/EU:
„Papiertiger“ oder Meilenstein in der Entwicklung
des Energieumweltrechts?

Den dritten Themenblock zur Energieeffizienz leitete RA
Dr. Julian Asmus Nebel (G�RG, Berlin) mit der Fragestel-
lung „Die neue Energieeffizienzrichtlinie 2012/27/EU: „Pa-
piertiger“ oder Meilenstein in der Entwicklung des Ener-
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gieumweltrechts?“ ein. Im deutschen Recht handele es sich
beim Energieeffizienzrecht, dem „Stiefkind“ der „Energie-
strategie 2020“, aufgrund der Vielzahl an unterschiedlichen
Gesetzen, Instrumenten und Anreizsystemen um eine Quer-
schnittsmaterie. Auch auf europ�ischer Ebene gebe es kein
gemeinsames „Dach“, sondern vielmehr sektorspezifische
Einzelrichtlinien. Um diesem Umstand entgegenzuwirken,
sei die Energieeffizienzrichtlinie (EE-Richtlinie) als ge-
meinsamer Rahmen geschaffen worden. Ihr Kernst�ck bilde
das von den Mitgliedstaaten zwingend einzuf�hrende und in
Art. 7 EE-Richtlinie geregelte Energieeffizienzverpflich-
tungssystem. Danach m�ssten Energieversorger �ber Ener-
gieeffizienzmaßnahmen Einsparungen in H�he von j�hrlich
durchschnittlich 1,5% bei ihren Endkunden erzielen. Der
den Mitgliedstaaten verbleibende große Umsetzungsspiel-
raum werde vor allem durch die Option der Verwendung von
alternativen strategischen Maßnahmen deutlich. Im �brigen
bed�rfe es keiner absoluten Reduzierung des Energie-
verbrauchs, und sog. „early actions“ k�nnten angerechnet
werden.

Zur konkreten Umsetzung in Deutschland pl�diere das Bun-
desministerium f�r Wirtschaft und Technologie f�r einen
„1-zu-1“-Ansatz, w�hrend das Bundesministerium f�r Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine ambitionierte-
re Umsetzung pr�feriere. ImHinblick auf die Ausgangsfrage
ging Nebel vom Vorliegen eines „Meilensteins“ aus, wobei
allerdings eine differenzierte Betrachtung angezeigt sei. In
diesem Zusammenhang wies der Referent darauf hin, dass
es die Aufgabe der Juristen sei, das geltende Recht zu struk-
turieren und zu vernetzen. Er schlug demgem�ß die Ausar-
beitung eines Energieeffizienzgrunds�tzegesetzes als ge-
meinsame Basis vor.

2. Das deutsche und europ�ische Energieeffizienz-
recht: Ein Rechtsgebiet im Werden?

Zum Abschluss der zweit�gigen Vortragsreihe diskutierte
Prof. Dr. Markus Ludwigs (Universit�t W�rzburg), ob „Das
deutsche und europ�ische Energieeffizienzrecht: Ein
Rechtsgebiet im Werden?“ darstellt. Innerhalb des aktuellen
vierten Entwicklungsstadiums der Rechtsmaterie werde das

Regelungsgeflecht in der Wissenschaft von den Bef�rwor-
tern als ein „Rechtsgebiet im Werden“ betrachtet. Demge-
gen�ber klassifizierten die Kritiker es „nur“ als ein „Sam-
melsurium unterschiedlichster Maßnahmen und Instru-
mente“. Im Folgenden standen die drei konstituierenden
Merkmale f�r die Entstehung eines neuen Rechtsgebiets im
Mittelpunkt. Erstens seien „normative Vorstrukturierungen“
notwendig. Diese ließen sich f�r das Energieeffizienzrecht
jedoch weder im nationalen Recht noch auf EU-Ebene in
hinreichendemMaße ausmachen. Trotz der neuen EE-Richt-
linie und zahlreicher sektorspezifischer und sektor-
�bergreifender Regelungen fehle es an einer ausreichenden
Systematisierung und �bergreifenden Grunds�tzen. Zwei-
tens bed�rfe es „einheitsschaffender Begriffsbildung, Ziele
und Regelungstechniken“. Zwar bestehe im Schrifttum weit-
gehende Klarheit �ber den Begriff der Energieeffizienz. Die-
ser habe zumBeispiel auch in Art. 2 Nr. 4 EE-Richtlinie eine
normativeVerankerung gefunden. Die Ziele des Energieeffi-
zienzrechts seien aber h�chst disparat (Multifinalit�t) und
nicht im Sinne eines �bergreifenden Rechtsgebiets ausge-
staltet. Innerhalb des Instrumentenmix sei kein konsistentes
Gesamtsystem erkennbar.Drittens setze die Schaffung eines
eigenen Rechtsgebiets eine „�ußere Professionalisierung“
voraus. Bislang ließen sich indes nur Ans�tze f�r eine exklu-
sive bzw. abgrenzende Befassung feststellen. Nach Ludwigs
stellt das Energieeffizienzrecht mit Blick auf den gegenw�r-
tigen Entwicklungsstand daher kein im Entstehen begriffe-
nes neues Rechtsgebiet dar. Es handele sich vielmehr um
eine dynamische Rechtsmaterie, die als Teilbereich des
Energie- undUmweltrechts qualifiziert werden k�nne.

Das Schlusswort des zweit�gigen „Energiemarathons“ ge-
staltete Prof. Dr. Ralf Brinktrine mit einem Dank an die Re-
ferenten f�r die pr�zise Aufbereitung der Vortr�ge zu kom-
plizierten Themen mit vielf�ltigen Fragenstellungen juris-
tischer und �konomischer Natur. Dabei wies er auf das
Bed�rfnis einer weitergehenden wissenschaftlichen Durch-
dringung und Systematisierung sowie einen erh�hten For-
schungsaufwand im Energie- und Umweltrecht hin. Zu-
gleich �ußerte Brinktrine die Hoffnung auf eine Fortsetzung
des mit der Tagung begonnenen intensiven Dialogs vonWis-
senschaft und Praxis.

Rechtsprechung der EU-Gerichte

& Staatliche Beihilfen: Ausgleich der den
Versorgern durch die Abnahmepflicht f�r
Windstrom �ber Marktpreis entstandenen
Mehrkosten durch Abgabe der
Endverbraucher – Inanspruchnahme
staatlicher Mittel? – „Vent De Col�re!“

Der Ausgleichsmechanismus wurde durch Gesetz eingef�hrt
und ist daher dem Staat zurechenbar (Rn. 18) – Durch den
Begriff der Maßnahme unter Inanspruchnahme staatlicher
Mittel werden auch Vorteile einbezogen, die �ffentliche oder
private Einrichtungen gew�hren, die vom Staat zur Durch-
f�hrung der Beihilferegelung errichtet oder beauftragt wur-
den (Rn. 20) – Damit sie als staatliche Mittel qualifiziert
werden k�nnen, gen�gt es, dass sie st�ndig unter staatlicher

Kontrolle und somit den zust�ndigen nationalen Beh�rden
zur Verf�gung stehen (Rn. 21) – Nach dem Grundsatz der
vollst�ndigen Deckung der Abnahmepflicht muss der Staat
die den Unternehmen auferlegten Mehrkosten vollst�ndig
�bernehmen, falls die von den Endverbrauchern erhobenen
Abgaben unzureichend sind (Rn. 26) – Die von der Caisse
des d	p
ts et consignations verwalteten Betr�ge bleiben im
Ausgangsfall unter staatlicher Kontrolle (Rn. 33) – Die
Rechtssache unterscheidet sich von PreussenElektra, wo-
nach eine aus staatlichen Mitteln finanzierte Maßnahme
nicht vorliegt, wenn private Stromversorger zur Stromabnah-
me aus erneuerbaren Energiequellen zu festgelegten Min-
destpreisen verpflichtet werden: Die privaten Unternehmen
wurden in PreussenElektra nicht mit der Verwaltung staatli-
cher Mittel beauftragt, sondern zur Stromabnahme unter
Einsatz eigener finanziellerMittel verpflichtet (Rn. 34–35)
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